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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (15. Ausschuss) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Winfried Wolf, Eva-Maria Bulling-Schröter, 
Heidi Lippmann, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der PDS 
- Drucksache 14/4543 - 


InterRegio für die Regionen erhalten 


A. Problem 

Die Antragsteller haben einen Antrag eingebracht, nach dem die Bundesregie- 
rung u. a. aufgefordert werden soll, eine Politik der Verlagerung des Verkehrs 
von der Straße und der Luft auf die Schiene umzusetzen, die Deutsche Bahn AG 
zu veranlassen, die bestehenden Fernverkehrs- Angebote des interregionalen 
Verkehrs zu erhalten und zu entwickeln, in Abstimmung mit den Ländern darauf 
hinzuwirken, dass der Schienenverkehr als ganzheitliches System weiter ausge- 
baut wird, die einzelnen Verkehrsarten (Nahverkehr, regionaler, interregionaler 
und Fernverkehr) optimal aufeinander abgestimmt sowie disponierbare, attrak- 
tive und preiswerte Produkte in allen Bereichen angeboten werden. Die Regio- 
nalisierungsmittel sollen längerfristig garantiert und dynamisiert werden. Dabei 
soll der InterRegio-Verkehr entweder als Fernverkehr aus Mitteln der Deutschen 
Bahn AG oder vergleichbar dem Nahverkehr durch die Länder bestellt und vom 
Bund gemäß Regionalisierungsgesetz bezahlt werden. Schließlich soll der Ein- 
fluss des Bundes als Eigentümer der Deutschen Bahn AG genutzt werden, um 
die Zuggattung des InterRegio zu erhalten und dieses Produkt entsprechend sei- 
nen guten Marktchancen als integralen Bestandteil des ganzheitlichen Systems 
Schiene weiterzuentwickeln. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktion 
der PDS und bei einer Stimmenthaltung aus der Fraktion der SPD 


C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 14/4543 - abzulehnen. 


Berlin, den 14. März 2002 


Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

Eduard Oswald Klaus Hasenfratz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Klaus Hasenfratz 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 143. Sitzung am 
18. Januar 2001 den Antrag auf Drucksache 14/4543 an den 
Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen zur 
federführenden Beratung und an den Ausschuss für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit sowie an den Aus- 
schuss für Angelegenheiten der neuen Länder und den 
Haushaltsausschuss zur Mitberatung überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Nach dem Willen der Antragsteller soll der Deutsche Bun- 
destag in einer Entschließung verschiedene bahnpolitische 
Feststellungen treffen und die Bundesregierung auffordem, 
u. a. eine Politik umzusetzen, wonach Verkehr von der 
Straße und von der Luft auf die Schiene zu verlagern ist, in 
ihrer Eigenschaft als Vertretung des Eigentümers und ge- 
mäß der Verpflichtung zum Allgemeinwohl die Deutsche 
Bahn AG zu veranlassen, die bestehenden Fernverkehrs- 
Angebote des interregionalen Verkehrs zu erhalten und zu 
entwickeln und in Abstimmung mit den Ländern daraufhin- 
zuwirken, den Schienenverkehr als ganzheitliches System 
weiter auszubauen, die einzelnen Verkehrsarten optimal 
aufeinander abzustimmen und disponierbare, attraktive und 
preiswerte Produkte in allen Bereichen des Schienenver- 
kehrs anzubieten. Schließlich soll die Bundesregierung den 
Einfluss des Bundes als Eigentümer der Deutschen Bahn 
AG nutzen, um die Zuggattung des InterRegio zu erhalten 
und dieses Produkt entsprechend seinen guten Marktchan- 
cen als integralen Bestandteil des ganzheitlichen Systems 
Schiene weiterzuentwickeln. 


III. Voten der mitberatenden Ausschüsse 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit hat in seiner 55. Sitzung am 28. März 2001 mit den 
Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktion 
der PDS empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuss für Angelegenheiten der neuen Länder 

hat in seiner 57. Sitzung am 14. März 2001 mit den Stim- 
men der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und CDU/CSU gegen die Stimme des Vertreters der Frak- 
tion der PDS bei Stimmenthaltung des Vertreters der Frak- 
tion der FDP empfohlen, den Antrag abzulehnen. 


Der Haushaltsausschuss hat in seiner Sitzung am 9. Mai 
2001 mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktion 
der PDS und bei Nichtbeteiligung der Fraktion der 
CDU/CSU an der Abstimmung empfohlen, den Antrag ab- 
zulehnen. 


IV. Beratungsungsverlauf und Beratungs- 
ergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

hat den Antrag in seiner 53. Sitzung beraten. Er empfiehlt 
mit großer Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktion der 
PDS bei einer Stimmenthaltung aus der Fraktion der SPD, 
den Antrag abzulehnen. 

Die Ausschussmehrheit weist daraufhin, dass die Bundes- 
regierung bereits das Ziel verfolge, den Verkehr stärker auf 
die Schiene zu verlagern, und zwar durch die Erhöhung der 
Investitionsmittel für die Schieneninfrastruktur, durch ord- 
nungspolitische Maßnahmen, durch die Autobahnbenut- 
zungsgebühr für schwere Lkw und durch die europäische 
Liberalisierungspolitik. Alle anderen im vorliegenden An- 
trag geforderten Maßnahmen sind nach Auffassung der Aus- 
schussmehrheit nicht Sache der Bundesregierung, sondern 
nach der in der Bahnreform erfolgten Privatisierung unter- 
nehmerische Aufgaben der Deutschen Bahn AG, in die sich 
die Bundesregierung nicht einmischen könne. Der Hinweis 
auf Artikel 87e Abs. 5 Grundgesetz nützt nach Auffassung 
der Ausschussmehrheit nichts, da hierzu bisher ein Ausfüh- 
rungsgesetz, was den Fernverkehr betrifft, fehlt. Die Auffor- 
derung, die Regionalisierungsmittel zu dynamisieren, geht 
ins Leere, da die Bundesregierung diese Mittel von 12 auf 
13,4 Mrd. DM aufgestockt hat. 

Die Fraktion der PDS besteht auf der Annahme ihres An- 
trags. Sie weist u. a. daraufhin, dass der InterRegio ein ganz 
entscheidendes Bindeglied zwischen dem Nahverkehr und 
dem hochpreisigen Fernverkehr darstelle, das bis 1996 sehr 
erfolgreich gewesen sei. Wenn die Auslastung jetzt zu 
wünschen übrig lasse, liege es daran, dass dieses Angebot 
seitdem ständig verschlechtert worden sei. Durch die Ein- 
stellung des InterRegio würden ganze - auch touristisch 
wichtige - Regionen vom Fernverkehr der Bahn abgehängt. 
Die von den Ländern bestellten Ersatzverkehre würden mit 
den dafür nicht vorgesehenen Regionalisierungsmitteln 
bezahlt. 


Berlin, den 14. März 2002 

Klaus Hasenfratz 

Berichterstatter 
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